
Volksbegehren „Energieangebot erweitern“ 

 

Der Bundesverfassungsgeber wird aufgefordert das 149. Bundesverfas
sungsgesetz wie folgt zu ändern: 

§2. Anlagen, die dem Zweck der Energiegewinnung durch Kernspaltung 
von Uran und dessen Zerfalls- und Spaltprodukten dienen, dürfen in Ös
terreich nicht errichtet werden. Sofern derartige bereits bestehen, dürfen 
sie nicht in Betrieb genommen werden. 

§ 2a. Technologien und Forschungsprototypen, die dem Zweck der Ent
wicklung von Kernenergienutzung als Primärenergieträger dienen, dürfen 
in Österreich entwickelt und getestet werden. Anlagen dieser Art dürfen in 
Österreich errichtet und in Betrieb genommen werden. 

§ 3. Der Transport von spaltbaren Stoffen auf österreichischem Staatsge
biet ist untersagt, sofern dem völkerrechtliche Verpflichtungen nicht ent
gegenstehen. Von diesem Verbot ausgenommen ist der Transport für 
Zwecke der ausschließlich friedlichen Nutzung. Der Transport, die Lage
rung und die Verwendung von nicht spaltbaren Materialien für die Erfor
schung und Entwicklung von Technologie- und Forschungsprototypen, so
wie die Errichtung und der Betrieb von Anlagen gemäß § 2a. sind erlaubt. 
Darüber hinaus sind keine Ausnahmegenehmigungen zu erteilen. 

§1, §4 und §5 bleiben unberührt ! 
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